
Merkblatt: Anpassung von arbeitgeberfinanzierten Betriebsrenten 

 
 
 
A) Auszug Gesetzestext 

 

§ 16 BetrAVG Anpassungsprüfungspflicht 
 
(1) [Grundsatz] Der Arbeitgeber hat alle drei Jahre eine Anpassung der laufenden Leistungen 

der betrieblichen Altersversorgung zu prüfen und hierüber nach billigem Ermessen zu ent-
scheiden; dabei sind insbesondere die Belange des Versorgungsempfängers und die wirt-
schaftliche Lage des Arbeitgebers zu berücksichtigen. 

 
(2) [Obergrenzen] Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt als erfüllt, wenn die Anpassung nicht 

geringer ist als der Anstieg  
 

1. des Verbraucherpreisindexes für Deutschland oder 
 

2. der Nettolöhne vergleichbarer Arbeitnehmergruppen des Unternehmens im Prüfungs-
zeitraum. 

 
(3) [Ausnahmen] Die Verpflichtung nach Absatz 1 entfällt, wenn  
 

1. der Arbeitgeber sich verpflichtet, die laufenden Leistungen jährlich um wenigstens eins 
vom Hundert anzupassen, 

 
2. die betriebliche Altersversorgung über eine Direktversicherung im Sinne des § 1b Abs. 

2 oder über eine Pensionskasse im Sinne des § 1b Abs. 3 durchgeführt wird und ab 
Rentenbeginn sämtliche auf den Rentenbestand entfallende Überschussanteile zur Er-
höhung der laufenden Leistungen verwendet werden oder 

 
3. eine Beitragszusage mit Mindestleistung erteilt wurde; Absatz 5 findet insoweit keine 

Anwendung. 
 
(4) [Nachholen der Anpassung] Sind laufende Leistungen nach Absatz 1 nicht oder nicht in vol-

lem Umfang anzupassen (zu Recht unterbliebene Anpassung), ist der Arbeitgeber nicht ver-
pflichtet, die Anpassung zu einem späteren Zeitpunkt nachzuholen. Eine Anpassung gilt als 
zu Recht unterblieben, wenn der Arbeitgeber dem Versorgungsempfänger die wirtschaftliche 
Lage des Unternehmens schriftlich dargelegt, der Versorgungsempfänger nicht binnen drei 
Kalendermonaten nach Zugang der Mitteilung schriftlich widersprochen hat und er auf die 
Rechtsfolgen eines nicht fristgemäßen Widerspruchs hingewiesen wurde. 

 
(5) Soweit betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung finanziert wird, ist der Arbeit-

geber verpflichtet, die Leistungen mindestens entsprechend Absatz 3 Nr. 1 anzupassen oder 
im Falle der Durchführung über eine Direktversicherung oder eine Pensionskasse sämtliche 
Überschussanteile entsprechend Absatz 3 Nr. 2 zu verwenden. 

 
(6) Eine Verpflichtung zur Anpassung besteht nicht für monatliche Raten im Rahmen eines Aus-

zahlungsplans sowie für Renten ab Vollendung des 85. Lebensjahres im Anschluss an einen 
Auszahlungsplan. 
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B) Allgemeine Erläuterungen 

 
Die Anpassungsprüfungspflicht für arbeitgeberfinanzierte Zusagen ergibt sich aus § 16 Abs.1 Be-
trAVG. Sie hat das Ziel, die Betriebsrentner vor einem Werteverlust zu bewahren, der dadurch 
entsteht, dass die Rente aufgrund der langen Laufzeit bei Nichtanpassung eine inflationäre Aus-
zehrung erfahren würde. Bei der Anpassung zu beachten sind sowohl die wirtschaftliche Lage 
des Arbeitgebers als auch das Interesse des Versorgungsempfängers an einen Ausgleich der 
Geldentwertung. Eine Anpassung ist nur vorzunehmen, wenn sie aus den Erträgen des Unter-
nehmens finanziert werden kann.  
 
Bezüglich der Anpassung können folgende Hinweise gegeben werden. 
 
1. Der Arbeitgeber muss alle drei Jahre prüfen, ob eine Anpassung der Betriebsrente zu erfol-

gen hat. Er darf dabei die in einem Jahr zur Überprüfung anstehenden Fälle zu einem Zeit-
punkt / Stichtag zusammenfassen1. 

 
2. Hierbei sind die wirtschaftliche Lage des Arbeitsgebers und die Belange des Arbeitnehmers 

zu berücksichtigen.  
 
3. Grundsätzlich hat eine Anpassung entsprechend der Lebenshaltungskostensteigerung (Ver-

braucherpreisindex) zu erfolgen, es sei denn, die wirtschaftliche Lage lässt eine solche An-
passung nicht zu. 

 
4. Die Sicherung der Arbeitsplätze und die Weiterentwicklung des Unternehmens haben Vor-

rang vor einer Anpassung, wobei das Unternehmen eine ausreichende Eigenkapitalverzin-
sung ansetzen kann. (Einzelheiten siehe C). 

 
5. Die Erhöhung muss nicht höher ausfallen als die Steigerung der Nettolöhne vergleichbarer 

Arbeitnehmer im gleichen Zeitraum.  
 

6. Die Anpassungsverpflichtung kann weder durch eine Betriebsvereinbarung noch durch eine 
Vereinbarung zwischen den Parteien zum Nachteil des Arbeitnehmers abgeändert werden 
(§ 19 BetrAVG); d. h. die Parteien können sie lediglich zu Gunsten der Arbeitnehmer erwei-
tern, z. B. durch eine Verpflichtung zur Anpassung entsprechend der Tarifentwicklung. Le-
diglich Tarifverträge können die Anpassungsverpflichtung z. B. für ein tarifliches Versor-
gungssystem einschränken oder abbedingen. 

 
7. Für Versorgungszusagen, die ab 01.01.1999 erteilt worden sind, kann man die Anpassung 

durch Vereinbarung mit 1 % jährlich pauschalieren. Dann muss jedoch immer und ohne 
Rücksicht auf die wirtschaftliche Lage in diesem Umfang angepasst werden. Steuerlich kön-
nen jedoch für diese Erhöhungen schon Rückstellungen gebildet werden. 

 
8. Bei Direktversicherungen und Pensionskassenleistungen ist eine Beschränkung auf erzielte 

Überschüsse möglich, wenn ab Rentenbeginn sämtliche auf den Rentenbestand entfallen-
den Überschussanteile zur Erhöhung der laufenden Leistungen verwendet werden. Dies gilt 
seit 01.01.2016 auch für „regulierte“ Pensionskassen, die einen höheren als den Höchstrech-
nungszins verwenden. 

 
Nach einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts gilt diese Neuregelung auch nur für An-
passungsstichtage nach dem 31.12.2015. Vor diesem Hintergrund wurde der Wortlaut des 
Gesetzes noch einmal geändert. Danach gilt die Neuregelung des § 16 Abs. 3 Nr. 2 Hs. 2 
BetrAVG rückwirkend, d. h. auch für Anpassungszeiträume die vor dem 01.01.2016 liegen. 

                                                           
1 BAG vom 21. August 2001 - 3 AZR 589/00 - BAGE 98, 349, 353 
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9. Die Verpflichtung zur Anpassungsprüfung entfällt auch, wenn die laufende Leistung auf einer 

Beitragszusage mit Mindestleistung beruht.  
 
10. Wenn die Rente nicht oder nur teilweise angepasst wird, muss bei der nächsten Prüfung die 

unterbliebene Anpassung grundsätzlich nachgeholt werden, wenn es die wirtschaftliche Lage 
dann zulässt, es sei denn eine Anpassung ab dem 01.01.1999 ist „zu Recht“ unterblieben. 
Die „nachholende Anpassung“ kann somit bis zum Rentenbeginn zurückgehen, da § 16 
Abs.4 BetrAVG für zu Recht unterbliebene Anpassungen bis 1998 nicht gilt. Die aktuelle 
Anpassung muss prüfen, ob wegen der unterbliebenen Anpassung ein besonderer Anpas-
sungsbedarf besteht und heute erfüllt werden kann. Bei dieser nachholenden Anpassung 
geht es darum, den Anpassungsbedarf zum aktuellen Anpassungsstichtag zu berechnen und 
für die Zukunft (und nicht rückwirkend) festzusetzen. Es muss also nicht etwa eine Nachzah-
lung für frühere Jahre erfolgen, sondern nur die aktuelle Anpassung muss höher ausfallen.  

 
11. Die Verpflichtung zur „nachholenden Anpassung“ gilt für Anpassungsprüfungen ab 1999 

dann nicht, wenn die Anpassung „zu Recht unterblieben“ ist. Dies muss der Arbeitgeber be-
weisen bzw. unter den folgenden Voraussetzungen wird dies zu Gunsten des Arbeitgebers 
unterstellt (vereinfachtes Verfahren). Dies setzt voraus, dass  

 
a) die Entscheidung, die Rente nicht oder nicht vollständig anzupassen, dem Betriebsrent-

ner ausdrücklich mitgeteilt,  
 
b) die wirtschaftliche Lage des Unternehmens schriftlich, für den Rentner in seinem we-

sentlichen Inhalt nachprüfbar, dargelegt wird,  
 
c) er darauf hingewiesen wurde, dass die Anpassungsentscheidung nicht mehr angegriffen 

werden kann, wenn er nicht binnen drei Monaten nach Zugang der Mitteilung wider-
spricht und  

 
d) der Betriebsrentner der Mitteilung nicht binnen der drei Monate schriftlich widerspricht.  
 

12. Davon zu unterscheiden ist die „nachträgliche Anpassung“, bei der die Anpassung der Rente 
auf den früheren Stichtag hin und unter Berücksichtigung der damaligen Lage verlangt wird. 
Die nachträgliche Anpassung führt im Ergebnis zu einer rückwirkenden Erhöhung der Be-
triebsrente. Ist der Arbeitgeber zur rückwirkenden Erhöhung verpflichtet, muss er die seit 
dem früheren Stichtag aufgelaufenen Erhöhungsbeträge nachzahlen. Auch soweit eine Er-
höhung früher nur stillschweigend abgelehnt wurde, kann die Nachzahlung nur bis zum über-
nächsten Stichtag, d. h. für bis zu sechs Jahre, verlangt werden2. 
 

 

C) Kriterien zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage 

 
1. Entscheidend ist zunächst im Sinne einer Prognoseentscheidung, ob das Unternehmen in 

der auf den Anpassungsstichtag folgenden Zeit ohne übermäßige Belastung in der Lage 
war und sein wird, den Anpassungsbedarf aufzubringen. Beurteilungsgrundlage für die 
erforderliche Prognose ist dann die wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens in der Zeit 
vor dem Anpassungsstichtag, soweit daraus Schlüsse für die weitere Entwicklung gezogen 
werden können. Dabei bleiben nicht voraussehbare, neue Rahmenbedingungen und sons-
tige unerwartete, spätere Veränderungen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Unterneh-
mens unberücksichtigt (vgl. auch BAG, 17.10.1995 AP BetrAVG § 16 Nr. 34).  

 

                                                           
2 vgl. BAG vom 17. April 1996 - 3 AZR 56/95 - BAGE 83, 1, 9 
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2. Für eine einigermaßen zuverlässige Prognose muss die bisherige Entwicklung über 
einen längeren, repräsentativen Zeitraum von i. d. R. mindestens drei Jahren ausgewertet 
werden.  

 
3. Der am Anpassungsstichtag absehbare Investitionsbedarf, auch für Rationalisierung und 

die Erneuerung von Betriebsmitteln, ist zu berücksichtigen.  
 
4. Scheingewinne bleiben unberücksichtigt.  
 
5. Die Betriebssteuern verringern die verwendungsfähigen Mittel. Bei den Steuern vom 

Einkommen ist zu beachten, dass nach einer Anpassungsentscheidung die Rentenerhöhun-
gen den steuerpflichtigen Gewinn verringern.  

 
6. Der Arbeitgeber muss in der Lage sein, den Teuerungsausgleich aus den Erträgen des Un-

ternehmens und dessen Wertzuwachs in der Zeit bis zum nächsten Anpassungsstichtag 
aufzubringen3. Die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens darf nicht gefährdet werden. 
Sie wird nicht nur beeinträchtigt, wenn keine angemessene Eigenkapitalverzinsung erwirt-
schaftet wird, sondern auch wenn das Unternehmen nicht mehr über genügend Eigenkapital 
verfügt4. 

 
7. Eine angemessene Eigenkapitalverzinsung ist i. d. R. nötig. Dabei ist einerseits auf die 

Höhe des Eigenkapitals, andererseits auf das erzielte Betriebsergebnis abzustellen. In 
einem Urteil (BAG vom 23.05.2000, 23 AZR 146/99) hat das BAG folgenden Leitsatz aufge-
stellt: Eine angemessene Eigenkapitalverzinsung, die für die Anpassung der Betriebsrenten 
nach § 16 BetrAVG von entscheidender Bedeutung ist, besteht aus einem Basiszins und 
einem Risikozuschlag. Der Basiszins entspricht der Umlaufrendite öffentlicher Anleihen. Der 
Risikozuschlag beträgt für alle Unternehmen einheitlich 2 %. Ein Geldentwertungsabschlag 
darf unterbleiben. 

 
8. Soweit Gesellschafter einer GmbH als Geschäftsführer tätig sind, kann dafür eine ange-

messene Vergütung angesetzt werden. Der Unternehmerlohn darf das bei Fremdgeschäfts-
führern Übliche nicht überschreiten. 

 
9. Grundsätzlich kommt es auf die Lage des Unternehmens, nicht des Konzerns an, es sei 

denn, es liegt ein besonderer Vertrauenstatbestand oder eine verdichtete Konzernverbin-
dung in Form eines Beherrschungs- oder Gewinnabführungsvertrags und eine unmittelbare 
Einflussnahme in dem Sinne vor, dass die Konzernobergesellschaft tatsächlich die Ge-
schäfte umfassend und nachhaltig führt und keine Rücksicht auf die Interessen des abhän-
gigen Unternehmens nimmt5. 

 
 
Wegen der unterschiedlichen Sachverhalte und Komplexität der Materie kann das vorliegende  
Merkblatt nicht vollständig sein, sondern nur der Orientierung dienen. Im Zweifelsfall empfiehlt es 
sich, mit dem zuständigen Landesverband Kontakt aufzunehmen. 
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3 vgl. BAG vom 18.02.2003 - 3 AZR 172/02 unter Verweis auf die ständige Rechtsprechung 
4 vgl. BAG 23. Januar 2001 - 3 AZR 287/00 - AP BetrAVG § 16 Nr. 46 , zu 2 der Gründe 
5 vgl. BAG vom 18.2.2003 


